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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 11„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 25() Mai‚1972 durch

Sehetspräeident Dr° H a u e i s e n
— Vo Sitzender —„

Bundeerichter Dr° B v s s ,
Bandesrichter Dr° R e i n h o l d ,
Bundessozialrichter‘ Dr° ' o n g a r d t unC

Bundessozialriohter L eki n g‘ä r t n e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozi■lgerichts Baden—Württemberg vom
So Juni 1971 wird zurückgewiesen°
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G r ü n d e :
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Die Klägerin ist die Witwe des 1889 in Rußland geborenen
und am 29° Dezember 1959 in Mannheim verstorbenen Dipldng°
Michael—Phi;■„ggxijx(Ph.j. Dieser war bis 1941, zuletzt

als Professor, an Technischen Hochschulen in Rußland

‘tätig und bezog 1941/42 eine sog„ Akademikerpensicn° 1943

übersiedelten die Eheleute, damals noch sowjetische dtaats—

angehörige, nach Deutschland und wurden hier im Januar

1957 eingebürgert° Beiträge zur deutschen RentenVsreiche—

rung sind für?h° nicht entrichtet werden°

Den im Januar 1963 gestellten Antrag auf Hinterbliebenen—

rente lehnte die Beklagte mangels Erfüllung der ■afteeeit

ab (Bescheid von 20° September 1965)° Klage und Berufung

blieben ohne Erfolg (Urteile des Soziälgerichts Mannheim

vom 17° Juni 1967 und des Landeesozialgerichts — LSG „‘

Bader—Württemberg-vom 80 Juni 1971), obgleich sich die

Beklagte im Berufungsverfahren bereit fanö, "von einer
‘ ' einen} allgemeinen Sicherungsw‚„ ‚;„„‚4

- ‚
Q '.1...

‚Beitragsleistung zumfe‚

system von Notember 1922 an auszugehen"„ Das LSG verneinte

die Zugehörigkeit zumPersonenkreis des @1 (b und '}

Fremdrentengesetz (EEG)° Zur Anwendungvon b fehle jeden—
falls die Voraussetzung, daß der zustänäige Versicherungs—

träger der UdSSR infolge von Kriegsauswirkungen nicht mehr

in Anspruch genommen werden könne; Kriegsauswirkungen seien

nicht ursächlich dafür, daß äer Klägerin keine russische

‚Rente in die Bundesrepublik gezahlt werde‚ Ebensowenig

sei Buchstabe & anwendbar, denn äie Klägerin und ihr Ehe—

mann hätten nicht äer Obhut der von den Vereinten Nationen

mit der Betreuung Verschleppter Personen und_Flüchtlinge

beauftragten Organisation — International Refugee Organi—

sation (IRQ) —unterstanden; sie seien daher keine heimate
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losen Ausländer im Sinne ues Gesetzes über die necnt■—

stellung heimetloeer Ausländer im Bundesgebiet (HAusl&)

von 25° April 1951 (BGBl I 269)„ rh„ zähle auch nicnt

auf Grund des Rundechreibene des Bundesministers des

Innern vom 270 März 1953, Abschnitt I Nr„ 5 (GLEBl° 80 513)

zu diesen Personen° In den Genuß der Rechtsstellung eines

heimatloeen Aueländere solle hiernach zwar noch gelangen,

wer unter äer Obhut der IRC gestanden hätte, wenn diese

anstelle ihrer Satzung den Flüchtlingsbegriff des Abk0n—

mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28a Juli

1951 (BGBl 1953 I 8° 5 und II 5° 559 ff) zugrunde gelegt
hätte — unter diesen Eluchtlingebegriff falle Eho, weil

er nicht ohne Furcht vor Verfolgung in die UdSSR habe zum
rückkehren können «; diese Personen seien deshalb abefekeine

heimetloeen Ausländer im Sinne des 9 1 HAuelG und beson—
‘dere des % 1_Buohet„ d FRG. Das 593t3i136■ neben demWort»

laut des 3 1 Bucheto @ FRG dessen Entetehungsgeechichte;

der Bundestagsaueschuß für Sozialpolitik habe nämlich den

Antrag, daä FRG auf alle heimatlosen und nichtdeutschen

Flüchtlinge im Sinne des Londoner Abkommens vom 150 Oktober

1946 und der Konvention vom 28° Juli 1951 aus■uäehnen, aus—
drücklic‘nebgelehnt°

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Klägerin,

die Urteile der Vorinstanzen une den Bescheid
_der Beklagten aufzuheben unä diese zur Gewährung

von Hinterbliebenenrente ab Dezember 1959 zu

verurteilen,

hilfeweiee,

\den Bec■tsstreit an das LSG zurückzuverweieen°

Sie rügt Verletzung des 6 1 HAuslG und hält unter Hinweis0
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auf Urteile äes Verwaltungsgerichte Berlin vom 31° Mai 1963

(JR 1964, 156) und des Bunäesverwaltungsgerichte vom
300 Juni 1964 (Buchholz 402, 22 Art° 1 Nr„ 13 Genfer

Konvention) die Erweiterung des Pereonenkreisés äes HAuslG

durch das Rundschreiben des Bundesministers äes Innern

(BMI) für rechtswirksem° Das Polizeipräsidium Mannheim

habe — als Ausländerbehörde
w deshalb eu Recht die Klägerin

und ihren Ehemann als heimatlose Ausländer anerkannt°

Hieren sei die Beklagte gebunden° Diesen Status habe das

LSG nicht partiell aberkennen dürfen° 3er vom Sozialpoli»
tiächen Aueschuß_äee Bundestages abgelehnte Antrag habe

sich nur auf Flübhtlinge bezogen, die 3393 demStichtag
des 500 Juni 1950 in die Bundesrepublik gekommen seien;
insofern werde ein mangel der Aufklärung gerügto Sie rege

an, den BMI und den Hohen Flüchtlingskommissar der Verein—

ten Nationen in Deutschland beizulaäen und beantrage ferner,

ein Gutachten des Flüchtlingekommiesare einzuholen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweieen„

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne*

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die Revision ist unbegründet„

Die Erfüllung der Wartezeit für die Hinterbliebenenrente

mit russischen Beitragszeiten setzt die Zugehörigkeit zum

Personenkreis des @ 1 FRG voraus (% 15, 17 Ähe° 2 Satz 2

EEG)° Dabei scheidet_die Anwendung von 9 1 Buchst„ a oder

e von vornherein aus° Die Revision begehrt ferner nicht
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mehr die Anwendung von 9 1 Buchste b„ Der Senat hat

gleichfalls keine Bedenken gegen die Nichtenwendung der

Vorsöhrift (idF vor und nach dem 10 Rentenvereicherungsw

änderungsgeeetz)° Gestützt auf gerichtliche Ermittlungen

und auf Urteile des Bundeeeoeialgerichts (BSG al, 157 und

5/4/12 RJ 384/67 vom 28„ Juli 1970, hat das LSG zutreffend
ausgeführt, daß nicht "Kriegs■uewirkungen" die Klägerin

da*an hindern, den rueeiechen Versicherungeträger in Ane

spruch zu nehmen° Auch das Verlassen Sowjetrußlanäs aus

Anlaß des letzten Weltkrieges ist keine solche Kriegeaue—

wirkungo Nach Sinn und Entstehnngsgeechichte der Vorschrift

eind damit nur Maßnahmen auswärtige“ Staaten gemeint, die im

Zusammenhang mit Kriegen zum Versagen, Einstellen oder Ein—

schränken der Leistungegewährung an Deutsche in der Bungee—

republik führen (geführt haben}° Maßnahmen der UdBSR die—

ser Art, die die Klägerin betroffen hätten9 hat das LSG

nicht festgestellt„

Zu Hecht hat das LSG aber auch die - im Revieioneverfahren

allein noch streitige — Zugehörigkeit der Klägerin und

ihres Ehemannes zum Personenkreis des © 7 Buchst„ & FRG

verneint° Der Senat kann das ohne die von der Klägerin

angeregten (vermißten) Prozeßmaünehmen bestätigen„ Bei»

ladnngen sind im Hevieioneverfahren unzulässig (9 168 een
Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)„ Dem Revieionegericht sind

ebenso eigene Feststellungen und Ermittlungen zu sachlich—

reehtlich erheblichen Tat‘echen versagto Vorgänge‚ die für

die Auslegung und Tragweite gesetzlicher Vorschriften von
bedeutung eine (Z°B° Anträge während der Geeetzeeberetung},

fallen von vornherein nicht unter die gerichtliche Aufkläw

rnngepflioht nach 9 103 SGGG

@ 1 Buchet° d des FRü betrifft "heimatloee Ausländer im
„.Sinne des ueeetzee über die Rechtestellung heimetloser
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Ausländer im Bundesb ebiet vom 25 April 1951, auch wenn sie

die deutsche bta"tsangehorigkeit erworben haben oö.er ere‘
werben“° Weder des EEG noch dieses Gesetz (Häuslü) bieten
einen Anhalt dafür, den die Anerkennung als heimatloser

Ausländer (Feststellung dieser Eigmnschaft) durch die
Ausl dnderbehörde die Versicherungsträger und die bozial—

gerichte in Verfahren der vorliegenden Art tinäen würde

(vglg Weißmann, Ausländergesétz, 9_46 Emm°2)° Unabhängig
von einer etwaigen Anerkennung, äie die Beklagte bezwei—

felt, muß der Senat daher diese Frage prüfen°

Nach % 1 HAuslG ist heimetloser Ausländer ein fremder
Staatsangehöriger oder 8taatehloser, der &) nachweiet,

daß_er der Obhut äer internationalen Organisation unter—

steht, die von den Vereinten Nationen mit der Betreuung

verschleppter Personen und Flüchtlinge beauftragt ist und

b) nicht Deutscher nach Art" 116 :rundg Gesetz.(GG) ist und
c) em 30° Juni 1950 seinen Aufenthalt im Geltungsbereich

des Grundgesetzes oder in Berlin {West} hatte„ Soweit

danach die Eigenschaft eines Nicht—Deutschen verlangt wird,

gilt diese Voräuesetzung für die Klägerin und ihren Ense

mann nur für die Zeit vor dem Erwerb der deutschen Staats—

angehörigkeit und ist insoweit erfüllt° Ebenso haben beide

ihren Aufenthalt bis zum Stichtag in der Bundesrepublik

genommen° Nicht erfüllt ist dagegen, was die Klägerin

nicht bestreitet, die Voraussetzung zu a), Der Nachweis,

daß sie oder ihr Ehemann äer Obhut der IRQ unterstanden,

ist nicht geführt, nach denÄußerungender Klägerin ist
sogar anzunehmen, daß sie wegen Zusammenarbeit äes Ehe—

mannes mit äer äeutschen Besatzungsmacht von_der Betreuung"

durch die IRC ausgeschldssen war (vgl° Satzung äer IRQ
vom 31° Dezember 1946,3Art° 1 und 2 und Anhang I, abge—

druckt bei Weißmann, iusländergesetz Sp 252 ff),
»
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Der Gesetzgeber hat allerdings in 5 1 Abeo 2 ■AuslG die

Bundesregierung ermächtigt, mit Eustimmung des bundes—
rates Hechteveroränungen zu erlassen, durch die andere

aieländieche Flüchtlinge zur Vermeidung unbilliger Härten

dem in Abso 1 genannten Personenkreis gleichgestellt
werden„ Der Grund dafür war, daß das HäuslG zwar weitge—

hend Grundsätze der Flüchtlingskonvention vom 28° Juli 1951

vorwegnehm„ sie sogar weiter entwickelte, daß der vom HnuelG

erfaßte Personenkreis aber bewußt auf die von der IRQ bis

zum 30° Juni 1950 betreuten verschleppten £e'eonen und

Flüchtlinge beächränkt war (Begründung des Gesetzentwurfs,

Bundes age—Dz=uc_'cs„1/1572 5 8 1“; BSG 9, 132, 134 f>„ Die-—
insohränkung wurde nicht nur wegen des Stichtages, son—

„c

»,
‘J

se
dern an n deshalb als unbillig empfunden, weil inzwischen

die IRQ bestimmte e durch die politische Lage bei Kriege—
ende bedingte — Aueechließungsgrünée in Zukunft nicht mehr

anwenden wollte; bei Zustimmung der Vollversammlung der

Vereinten Nationen sollte naher die Anerkennung als heimat—

lose Ausländer für diese Fälle ermöglicht werden (Blw■rucke;

b„ 12)„ Eine Rechtsverordnung aufgrund des 9 1 Abso 2
HAuslG hat die Bunäesregierung jedoch bis Heute nicht er—
lassen°

Die Klägerin kann sich für den geltend gemachten Anspruch

d'auch nicht auf des Hunüschreiben des BMI berufen; das he

ae1 LSG-zutreffend dargelegt° Das Verwaltungsgericht

i

(f
‘

Berl n het zwar in seinem Urteil vom 31„ mai 1963 das Rundm

schreiben des BMI (Abschnitt 1 ■ro 5) mit 9 1 Abs° 2 HAuslG

für vereinbar erklärt und keine Bedenken gegen dessen Gül»

tigkeit gehebt° Es gebe £einen Rechtsgrundeatz, der es der

Verwaltung verbiete, Vergünstigungen, die einer äechtever—

ordnung vorbehalten sind, schon vor deren Erlaß durch Verw

waltungeverorünung zu gewähren; dem etehe auch der Grunü»

U
:

atz der Geeetzmäßigkeit der Verwaltung nicht entgegen;
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der soziale Rechtsstaat lasse eine VerWaltungeverordnung

als Ermächtigungsgrundlage genügen, wenn die beabsichtigte

Begünstigung in der Zieleétzung der verfolgten öffentlim
chen Aufgabe ihren Zweck habe und eine pärlamenterieche

Willeneäußerung als hinreichende Legitimation zugrunde
liege; diesen Anforderungen sei entsprochen° Ebenso hat

das BundesverWaltungevericht im Urteil Vom 50° Juni 1964,

wenngleich ohne Begründung, die Berufung eines Klägers auf
das Rundschreiben des BMI zugelassen° Eennoch lassen sich

\Bedenken gegen diese Rechteeuffessung nicht unterdrücken°

Der Gesetzgeber hat in $ 1 Abs° 2 HAuslG die w erwünschte „
Ausdehnung des Personenkreiees ausdrücklich einer mit Zu—

stimmung des Bundesrates von der Bundesregierung zu erlas—

senden Rechtsverordnung vorbehalten. Dementsprechend hat

auch der BMI in Abschnitt I Nr° 4 des Rundschreibens ausgew
führt, daß andere verschlethe Personen oder Flüchtlinge

als die in die deutsche Verwaltung übernommenen "die ■echts—

stellung eines heimatlosen Ausländere rechtewirksam nur
durch Erlaß der für diesen Zweck vorgesehenen Rechtsver—
ordnung naCh @ 1 Abs„ 2 des Gesetzes erlangen". Der Hort—

laut des Abschnitts 1 Nro_5 beschränkt sich zudem darauf,

"vor Erlaß einer Rechtsverordnung keine Einwendungen zu

erheben", so daß fraglich ist, inwieweit der BMI hier

’ überhaupt eine verbindliche Regelung beabsichtigte° Selbst“

wenn dies seiner Absicht entsprach, konnte damit nicht mehr

als „Ein "Vbrgriff? (so auch das Bundesverwaltungegericht)

auf eine spätere Rechtsverordnung gewollt sein° Nachdem

die Rechtsver0rdnung aber bis heute ausgeblieben ist,

kann das Rundéchreiben selbst als bloße Vorgriffsregelung

unicht mehr angewendet werden° Es bliebe somit allenfalls

das Vorliegen einer jahrelangen Verwaltungsübung festzu—

ste len, die möglicherweise schon zu einem Gewohnheite—

recht erstarkt sein könnteo
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Der Senat braucht dieser frage jedoch nicht weiter nachzu—

gehen° Denn wenn überhaupt von dem Rundschreiben des BMI

unmittelbar oder mittelbar Rechtewirkungen ausgehen soll»

ten, dann können sie sich jedenfalls nicht in den Bereich

der gessetzlionen Rentenvere 1cherunb erstreckt nebeno Die

Rechtsprechung des BSG hat zwar sonon b°1egent11cn — bei

Zahlung von Taschengeld während stationärer Heilbeaandm

lung {BSG 20, 226, 229) und bei Gewährung von Leistungen

bei bloßem Krankheiteverdacht (BSG 17, 295, 297; 28, 137,
140) 1 die Frage erörtert, ob die Rentenvereieherungeträ—

ger ausnahmsweise auch ohne gesetzliche ürundlege Leistun—

gen gewähren dürfen° Einigkeit bestand jedoch bisher darin,

daß je 6enfalls die G-ewährung von Renten — wie sie hier be—

.gcnre wird 1 ohne gesetzliche Grundlage nicht etattheft

ist (Vgl° BSG 30,154 zur Gewährung von Renten bei Berufe—

unfähigkeit)° Diese Au1ffeeeung hält der erkennende benet

für zutreffend, weil die Rentengewährung in der gesetzli—

chen Rentenversicherung gesetzlich abgeecnlossen geregel.t

st; auf diesem Gebiet der ge vährenden Verwaltung gilt so—
\mit der Grundsatz ihrer Geset zmäßigkeita Personen, denen

nicht ein Gesetz oder auf gesetzlicher Grunälege eine
Rechtsverordnung die Rechtsstellung eines heimatlosen Aue-

ländere verleihen, dürfen daher nicht zum Personenkreis

des @ ? Buchst° & FRG gerechnet werde n‚ selbst wenn sie
auf anderen Rechtsgebieten (Z„B„ im Paßrecht und Eolizei—

recht) die gleichen Vergünstigungen wie heimatloee aue—

länder erhalten° .Em üb11gen ergibt auch das Rundschreiben

1ee BMI nicht, daß damit Reohtewirkungen in den Bereich der

eeetz ’llChe■ Rentenversicnerung ninein beabsichtigt waren
Ebeneowenig liegt ineoweiz eine Verwaltungeuoung oder gar

ein bewonahc1t echt und nicht einmal eine dahingehende

parlamentarische Willeneäußerung vor (zoB° die etatmäßige

Bereitstellung von Mitteln)° Das LSG weist im Gegenteil
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zutreffend derauf'hin, daß die 3ntstéhungsgeschichtc des
@ 1 Buchet° d FRG deutlich gegen eine Ausdehnung des Per—

sonenkreisee im Sinne des BMI—Runäschreibens spricht° In

«dem Bericht des Ausschusses für 30zialpolitik (BT—Drucke„

III/zu Drucks° 1532 zu Art° 1, zu‚ä 1) heißt es nämlich,
der Ausschuß habe ferner einen Antrag, das EEG "auf alle

heimetlosen und nicht deutschen Flüchtlingen im öinne des
Londoner Abkommens

vom 750 Oktober 1946 und der Konvention

‘vom 28° Juli 1951 euezudehnén" abgelehnt; es handele sich

nicht um ein Problem, des durch ein einzelnes Land befrie—

digend gelöst werden könne; eine den Interessen aller Be—

teiligten gerecht werdende Lösung könne nur durch eine
übereinstimmende Regelung oder durch Abschluß eines mehr—

eeitigen nbkommens gefunden werden° Diese Ablehnung

war nicht auf erst nach dem Stichtag (30° Juni 1950) in
die Bundesrepublik gekommene Flüchtlinge be30hränkt„

Der Senat sieht keinen Anlaß, den Inhalt des Antrages

durch Rückfragen beim Flüchtlingskommiesar festzustellen;

denn auch in dem Protokoll Nro 46 5° 20 des Ausschusses
für Sozialpolitik ist ein gleiches Begehren als Antrag

des Zentralverbandes auslänäischer Flüchtlinge und des

Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge festgehalten werden°
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Da somit auch % 7 & EEG nicht anwendbar ist, muß die

Revision zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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